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Die Schweiz verfügt - von einigen Kleinstaa-
ten abgesehen - mit einem Prozentsatz von
rund 20,5 über den höchsten Ausländeranteil
Europas. Diese statistische Tatsache, die sich
teilweise aus der Attraktivität des schweizeri-
schen Wirtschaftsstandortes und des Flucht-
landes Schweiz, teilweise aus der restrik-
tiven Einbürgerungspolitik und -praxis er-
klärt, führt dazu, dass die Immigration sowie
die Präsenz von Ausländern in der Schweiz
zu einem gesellschaftspolitischen Dauerthe-
ma wurden. Zahlreiche Volksbegehren, insbe-
sondere in den 1920er-Jahren und dann wie-
der zur Zeit der Hochkonjunktur nach dem
Zweiten Weltkrieg sowie in den aktuellen De-
batten über den richtigen Weg in der Asyl-
politik, belegen dies ebenso wie die Grün-
dungen von Parteien und politischen Orga-
nisationen, die das Thema «Ausländer» zum
programmatischen Schwerpunkt ihrer Arbeit
erhoben. Beispielsweise hatte in keinem an-
deren Land Europas der Begriff der «Über-
fremdung» einen derart grossen Einfluss auf
die politische Kultur des Landes wie in der
Schweiz, und die Gründung der «Nationalen
Aktion für Volk und Heimat» in den 1960er-
Jahren war die erste xenophob ausgerichtete
Partei Europas der Nachkriegszeit. Auch der
aktuelle Erfolg der «Schweizerischen Volks-
partei» mit ihrem radikalen, gegen die Inte-
gration der Schweiz in die Europäische Union
ausgerichteten Kurs basiert in weiten Teilen
auf der Reformulierung eines fremdenfeind-
lichen, antietatistischen Gedankenguts helve-
tischer Provenienz.

Mit ihrer Studie «La Suisse et les étran-
gers» legen die Historikerin Silvia Arlet-
taz und der Historiker Gérald Arlettaz, die
seit rund zwei Jahrzehnten unterschiedli-
che Aspekte der schweizerischen Migrations-
und Ausländerpolitik untersuchen, eine klei-
ne, überzeugende und mit einem Quel-
lenanhang versehene Synthese ihres Arbei-
tens vor. Ausgangs- und Schlusspunkt ih-

rer Überlegungen bildet die skizzierte gesell-
schaftspolitische Aktualität von AusländerIn-
nen in der Schweiz. Möchte man die aktu-
ellen, grösstenteils hausgemachten Probleme
in der Ausländer-, Flüchtlings-, beziehungs-
weise Asyl- und in der Einbürgerungspolitik
besser verstehen, so fällt gemäss den Auto-
ren der Periode von der Gründung des mo-
dernen Bundesstaates von 1848 bis zum In-
krafttreten des ersten Bundesgesetzes über
«Aufenthalt und Niederlassung von Auslän-
dern» (ANAG) im Jahre 1933 eine besonde-
re Bedeutung zu. In dieser Phase wandelte
sich die Schweiz von einem Auswanderungs-
zu einem Einwanderungsland. 1917 wurde
zudem die für Immigrationsfragen entschei-
dende bundesstaatliche Institution gegrün-
det, die eidgenössische Fremdenpolizei. Im
selben Zeitraum bildeten sich – teilweise in
einem interdependenten Verhältnis zur Ein-
wanderung der Ausländer – die Merkmale
des «Nationalen» helvetischer Prägung her-
aus. In Anlehnung an den französischen So-
zialhistoriker Gérard Noiriel stützen sich die
Autoren bei der Beschreibung dieses Prozes-
ses auf das Konzept der «formation nationa-
le», das mit der Herausbildung des nationa-
len Raums umschrieben werden könnte: Auf
politischer, wirtschaftlicher, kultureller und
gesellschaftlicher Ebene avancierte die Na-
tion seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts auch in der Schweiz zum hegemonia-
len Wertmodell.1 Davon bestimmt war vor al-
lem auch die schweizerische Migrations- und
Einbürgerungspolitik. In diesem Prozess der
«formation nationale» stellte der Erste Welt-
krieg, so Gérald und Silvia Arlettaz, den zen-
tralen Bruch zwischen einer tendenziell in-
tegrativen Phase und einer Phase der Ab-
wehr dar. Entsprechend unterteilen die Auto-
ren den von ihnen gewählten Untersuchungs-
zeitraum in die Zeit bis zum Ersten Weltkrieg
(Die Schweiz - Ort der Immigration) und in
die Zeit zwischen 1914 und 1933 (Migrations-
politik der Abwehr).

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
fanden Tausende von politischen Flüchtlin-
gen Aufenthalt in der Schweiz, was die
Schweiz auch teilweise zu einem mystifi-

1 Noiriel, Gérard, État, nation et immigration. Vers une
histoire du pouvoir, Paris 2001.
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zierenden Selbstbild zu nutzen wusste.2 Er-
schwert wurde hingegen seit dem ausgehen-
den 19. Jahrhundert der Aufenthalt auslän-
discher Fahrender. Zur gleichen Zeit setz-
te auch, insbesondere auf deutschen Druck,
eine Kontrolle ausländischer, sozialistischer
und anarchistischer Aktivisten ein, die in
die Schweiz geflohen waren oder von hier
aus ihre politischen Ziele zu verfolgen such-
ten. Aufgrund der günstigen wirtschaftlichen
Entwicklung und der besseren Verkehrsver-
bindungen stieg der Ausländeranteil in der
Schweiz seit den 1880 Jahren rasch an und
betrug unmittelbar vor Ausbruch des Ersten
Weltkriegs 15 Prozent. Bei den AusländerIn-
nen handelte es sich hauptsächlich um Ar-
beitsmigranten aus den Nachbarstaaten, wo-
bei Deutsche und Italiener die grössten Grup-
pen stellten. Die Migranten zogen vor allem in
die rasch wachsenden Städte Genf, Basel und
Zürich oder arbeiteten an den infrastruktrul-
len Grossprojekten der Bahnen. Der Bundes-
rat sowie damalige Experten in Fragen der So-
zialpolitik und Demografie erblickten in der
fehlenden Ausländerpolitik je länger je mehr
eine politische Gefahr. Noch immer lag die
Verantwortung betreffen Zuwanderung, Nie-
derlassung und Einbürgerung sowie die ent-
sprechenden sozialpolitischen Konsequenzen
fast zur Gänze in der Verantwortung der Kan-
tone und Gemeinden. In Zusammenarbeit mit
den hauptbetroffenen Kantonen setzte sich
die Bundesregierung zum Ziel, den Auslän-
deranteil zu senken, was durch eine forcier-
te und erleichterte Einbürgerunspolitik hät-
te erfolgen sollen. Doch eine zufriedenstellen
Lösung der Einbürgerungsfrage auf gesamt-
schweizerischer Ebene wurde durch den Aus-
bruch des Ersten Weltkriegs verhindert.

Der Erste Weltkrieg und der «Landesge-
neralstreik» von 1918, die grösste sozialpo-
litische Krise der Schweiz im 20. Jahrhun-
dert, veränderten den Umgang mit Aus-
länderInnen radikal. Trotz eines deutlichen
Rückgangs des Ausländeranteils infolge des
Ersten Weltkriegs fanden die ersten grösse-
ren innenpolitischen Auseinandersetzungen
zur «Fremdenfrage» während der zweiten
Hälfte des Ersten Weltkriegs und während
der unmittelbaren Nachkriegsjahre in einer
sozial- und wirtschaftspolitisch äusserst ge-
spannten Atmosphäre statt.3 Unter dem Ein-

fluss des Kriegs konkretisierten sich protek-
tionistische Ideen sowohl in wirtschafts- als
auch in gesellschaftspolitischen Bereichen. Ei-
ne vorerst provisorische Niederlassungspoli-
tik ersetzte die Freizügigkeit im internatio-
nalen Personenverkehr. Mit der eidgenössi-
schen Fremdenpolizei beziehungsweise mit
deren Vorläuferin setzte seit 1917 eine bun-
desstaatliche Kontrolle der neuen Politik der
Abwehr sowie eine institutionalisierte Form
der Beschäftigung mit der «Ausländerfrage»
ein. Ihre Hauptaufgabe erkannte die neue
Amtsstelle in der Überfremdungsbekämp-
fung. Im Wechselspiel von polizeilichen so-
wie wirtschafts- und bevölkerungspolitischen
Überlegungen wurde «Überfremdung» zum
Schlagwort, zum beherrschenden Begriff in-
nerhalb der Ausländerfrage. Das Hauptan-
liegen der Behörden war es, unter Führung
der Chefbeamten Ernst Delaquis und Hein-
rich Rothmund die Zuwanderung durch eine
vorerst quantitative, zunehmend aber durch
eine «qualitative Auswahl» mitzubestimmen.
Dabei wurde von einer inneren Geschlossen-
heit, von einer inneren Verbundenheit, ei-
ner nationalen Verwandtschaft von Schwei-
zern ausgegangen. Mit der eidgenössischen
Fremdenpolizei erhielt die Schweiz im Be-
reich der Migrationspolitik so nicht nur eine
zentralstaatliche Institution. Zugleich wurde
der Übergang von einer grundsätzlich repu-
blikanischen zu einer ethnischen Konzeption
von «Nation» und «Fremdenfrage» behörd-
lich verankert. So wurde ein Prozess abge-
schlossen, der, gemäss den Autoren, seit 1908
wirksam war (S. 78).

In diesem Tranformationsprozess spielten
intermediäre Organisationen wie die 1914
gegründete «Neue Helvetische Gesellschaft»
oder kulturelle Foren wie die Zeitschrift «Wis-
sen und Leben» eine bedeutende Rolle. Die
ausschliessenden Praktiken sowie die Krite-
rien eines volkswirtschaftlichen Utilitarismus
richteten sich vor allem gegen jüdische und
politisch links gerichtete Immigranten. Die-
se Abwehrideologie hatte massgeblichen Ein-
fluss auf die Ausarbeitung des «Gesetzes über

2 Busset, Thomas, «Va-t’en!». Accueil de réfugiés et nais-
sance du mythe de la «terre d’asile» en Suisse, Lau-
sanne 1994.

3 Garrido-Priscoli, Angela, Les débuts de la politique
fédérale à l’égard des étrangers, Lausanne 1987.
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Aufenthalt und Niederlassung von Auslän-
dern» (ANAG) aus dem Jahre 1931. Mit die-
sem Gesetz erhielten die Behördenvertreter
die rechtliche Grundlage und das Instrument
für die Praxis der Überfremdungsbekämp-
fung. Auch nach der Machtergreifung der Na-
tionalsozialisten in Deutschland im Jahre 1933
und nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs
sollte die Überfremdungsbekämpfung obers-
tes handlungsleitendes Motiv der Beamten
bleiben. In einem abschliessenden Teil wer-
den die Kontinuitäten dieses Handelns in der
Flüchtlings-, Arbeitermigrations- und Einbür-
gerungspolitik bis in die Gegenwart nachge-
zeichnet. So sei die Studie über das Fachpubli-
kum hinaus all jenen sehr empfohlen, die sich
für einen problemorientierten und zugleich
historisch fundierte Zugang zur schweizeri-
schen Ausländerpolitik interessieren.
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